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uns gibt es genug Sozialdemokraten, die ihren Hauptfeind im Kommunismus sehen
und sich zum ,Kreuzzug gegen Ruflland’ mit jedem biirgerlichen Politiker verbinden. ..
Aber denen, die es ernst meinen, geht es in erster Linie darum, daf der Sozialismus
verwirklicht wird, Dabei ist uns selbstverstindlich die Gewissensfreiheit und die Men~
schenwiirde ebenso wichtig wie unseren Briidern im Westen ... Aber wir sind soweit
«Marxistens, dafl wir glauben: Beides kann im eigentlichen, wahren Sinne nur nach
dem Siege des Sozialismus verwirklicht werden... Ich sage den Kritikern aus dem
Westen immer: Macht es uns doch vor, wie ihr auf dem westlich~-demokratischen Wege
auch nur ein Stiickchen Sozialismus verwirklichen kdnntl» («Neue Wege» 1949, S.86.)

Die unselige Spaltung zwischen Ost und West ist nicht eine Spaltung zwischen
Demokratie und Diktatur, zwischen Freiheit und Unfreiheit, wie man sie im Westen
sehr oft falsch auffafit, sondern eine Spaltung zwischen dem Kapitalismius und Impe-
rialismus auf der .einen Seite und dem Sozialismus und der Friedenspolitik auf der
andern Seite. Die Vélker Westeuropas sind heute vor ein <Entweder~-Oders gestellt.
Sie miissen wihlen: Entweder Sozialismus oder Kapitalismus, entweder Friedenspolitik
oder Kriegsvorbereitung.

Und wenn man im Westen der Sowjetunion und den Volksdemokratien immer
den Imperialismus, Nationalismus, Totalitit, Terror usw. vorwirft, so ist zu sagen,
daB es entweder Liigen und Verleumdungen sind, die von der Reaktion planmifig
erzeugt und verbreitet werden, und das ist meistens der Fall, oder daf} solche Vor~
wiirfe auf falschen Vorstellungen von dem Wesen des Sozialismus beruhen.

Auch wir sind der Meinung, dafl es auf dieser Konferenz zur Klarheit iiber diese
Probleme kommen sollte, auch auf die Gefahr hin, daf} es zur Scheidung der Geister
kommt, wie es Pfr. Bachmann in einem Artikel im «Aufbaus angedeutet hat. Wir sind
allerdings iiberzeugt, dafl die religidsen Sozialisten nur dann ihr raison d'étre haben
und ihre Aufgabe erfiillen kdnnen, wenn sie dem geistigen Erbe ihres prophetischen
Griinders treu bleiben. Einen Verrat an diesem Erbe kdnnten wir nicht mitmachen.

Was die Vorschlige zur Abinderung der Prinzipienerklirung betrifft, so lehnen
wir selbstverstindlich jede Anderung in der Richtung nach rechts entschieden ab (und
alle drei Vorschlige, die wir erhalten haben, sind solche).

Ich bitte, daB8 dieser Brief in der Versammlung der Delegierten der Konferenz als
Votum des tschechoslowakischen Landeszweiges verlesen und protokolliert wird.

Mit herzlichen Griiflen und mit aufrichtigen Wiinschen eines guten Erfolges der

Konferenz
Prof. Dr. Fr. Linhart,

der Vorsisende der Vereinigung der religidsen Sozialisten
in der Tschechoslowakei.

Weltrundschau

Vereinigtes Europa? Seit Anfang August tagt in Straflburg zum

erstenmal der sogenannte Europarat, be~
stehend aus einem Ministerkomitee und einer beratenden Versammlung
von parlamentarischen Vertretern der zwdlf beteiligten Staaten: Grofi-
britannien, Frankreich, Belgien, Holland, Luxemburg (die Staaten des
Briisseler Paktes), dazu Stidirland, Dinemark, Norwegen, Schweden,
Italien sowie, gleich zu Beginn der Tagung aufgenommen, Griechen-
land und die Tirkei. Hervorgegangen aus dem Zusammenschluf} einer
Reihe privater Vereinigungen, ist der Rat nunmehr die offizielle K&r~
perschaft, die den Plan eines Vereinigten Europas (oder doch West~,
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Mittel- und Stideuropas) abkliren und ausfithren soll und deren Mit~
glieder sich darum als Triger und berufene Verwirklicher eines groflen,
epochemachenden Gedankens von unabsehbarer Tragweite fithlen. Ist
dieses Sendungsbewufltsein aber auch real begriindet? Diirfen die V&l~
ker unseres Erdteils von der Straflburger Organisation wirklich ihren
Zusammenschlufl zu einem {ibernationalen Bundesstaat, dieser Sehn~
sucht von Millionen, erwarten? Und was sollen wir von dem neuen
Gebilde halten?

Der Schreibende bekennt, dafl er keine wesentlichen Hoffnungen
auf diesen Europarat zu seen vermag. Nicht darum, weil seine Ver-~
fassung recht unvollkommen und unbefriedigend ist; nicht, weil die Ver~
sammlung, die {ibrigens nur mit Zweidrittelmehrheit beschliefen kann,
lediglich beratende Aufgaben hat, also nicht die Stellung eines Parla~
ments einnimmt; auch nicht einmal, weil der Europarat noch durchaus
auf dem Begriff der nationalen Souverinitit aufgebaut ist, ohne dessen
Uberwindung keine iiberstaatliche Rechts< und Friedensgemeinschaft
denkbar ist. Alle diese Wihrschaftsmingel kénnten mit der Zeit sicher
behoben werden — Rom ist nicht in einem Tag erbaut worden —; der
Innenausbau des neuen Gebiudes kénnte im Mafle des Zuwachses an
Erkenntnissen, Mitteln und Kriften ganz wohl stufenweise erfolgen —
wenn nur der Grundrifl gut, die Konstruktion selbst gediegen und der
tragende Gedanke des Werkes richtig wiren. Aber gerade das ist nun
nach meiner bestimmten Uberzeugung nicht der Fall, und darum vor
allem tragen die vielen Reden, die in Straflburg gehalten werden, so
sehr den Stempel des Nebelhaften, Widerspriichlichen, ja Irrealen. Man
redet an den entscheidenden Realititen einfach vorbei und vermag des~
halb auch nicht das wahre Ziel zu sehen, dem eine europiische Bundes~
organisation zustreben muf}, wenn sie nicht in die Irre gehen oder ab-
sichtlich in die Irre gefiihrt werden soll.

Was ist denn die Realitit, von der jede ernsthafte Europabewegung
ausgehen muf}? Es ist, kurz gesagt, der Weltgegensats zwischen den
Vereinigten Staaten und der Sowjetunion und die Tatsache, dafl sich
die Staaten West~ und Stideuropas mehr und mehr in das amerika~
nische Macht- und Wirtschaftssystem einspannen lassen. Solange das
der Fall ist, solange sie sich nicht aus dieser Verstrickung [8sen, kann
es auch kein wirklich vereinigtes Europa’ geben, dessen Aufgabe ja
gerade darin bestehen miifite, eine sowohl vom amerikanischen als vom
russischen System unabhdngige «dritte Kraft> zu entwickeln, die den
Zusammenprall der beiden Blédke zu verhindern und zugleich die UNO
zur beherrschenden, handlungsfihigen Weltorganisation zu machen
wiiite. Und so lange wird eben auch der Europarat, sofern und soweit
er Gestalt annehmen wird, unvermeidlicher, wenn nicht gewollter
Weise einfach ein Werkzeug des politischen Machtkampfes gegen die
Sowjetunion und den Kommunismus sein. Es ist ja wirklich nicht von
ungefihr, daf} einerseits die kommunistischen Parteien, die in Frank~
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reich und Italien die stirksten bezichungsweise zweitstarksten Parteien
sind, von der Vertretung in der Stralburger Versammlung zum vorn~
herein ausgeschlossen sind, anderseits simtliche Mitgliedstaaten des
Europarates entweder auch Mitglieder des Atlantikbundes sind oder doch
weltanschauungs~ und interessenmiflig im westmiachtlichen Lager stehen,
wenn sie nicht, wie Griechenland und die Tiirkei, von den Vereinigten
Staaten direkt fiir den Kampf gegen die Sowjetunion ausgeriistet und
unterstiist werden. Und wem das immer noch nicht gentigt, um die wirk~
liche Lage zu erkennen, mit der es der Europarat zu tun hat, dem ist sie
vielleicht durch die mit so viel betonter Publizitit umgebene jlingste
Europareise der drei héchsten amerikanischen Wehrmadhtsfiihrer zum
BewuBtsein gekommen, diese Besichtigungs~ und Verhandlungstour,
hinter der so inhaltsschwere Fragen stehen wie: Sollen sich in einem
Krieg gegen die Sowjetunion die Vereinigten Staaten auf die Zerstd~
rung Rufllands durch Atombomben, Giftstoffe usw. beschrinken, wih~
rend die europdischen Verbiindeten Amerikas die Last des Landkrieges
zu tragen hitten? Wenn ja, soll der Kampf schon an der Elbe aufgenom-
men, also Westdeutschland mitverteidigt werden, was friither oder spiter
zur Wiederaufriistung Deutschlands fithren miifite? Oder soll man
Deutschland von vornherein preisgeben und nur die Rheinlinie zu halten
suchen? Wie grofi muf} die amerikanische Riistungshilfe sein, damit die
westeuropaischen Lander bei ihrer notorischen Finanzschwidhe die thnen
zugedachte Rolle auch wirklich zu spielen imstande sind? Werden im
gegebenen Falle die Vélker Westeuropas {iberhaupt marschieren und
nicht einfach in den Kriegsstreik treten!? Kénnen und wollen die Ver-
einigten Staaten die Last der Riistungshilfe an Europa und dazu diejenige
ihrer eigenen Aufriistung auf unabsehbare Zeit weiter tragen? Schon jetst
hat das Abgeordnetenhaus die von der Regierung verlangten Kredite
fir die Aufriistung Westeuropas um einen Drittel gekiirzt. Anderseits
‘entzichen die Kriegsvorbereitungen dem amerikanischen Volkskdrper
wertvollste Krifte, die fiir den Aufbau eines Wohlfahrtsstaates nétig
wiren. Selbst der Vorsisende des Ausschusses der Wirtschaftsberater
Prisident Trumans, Dr. Edwin G. Nourse, stellte am 5. April d. J. in
einer Rede besorgt fest, daf die Vereinigten Staaten jede Woche rund
300 Millionen Dollar (also etwa 1,3 Milliarden Franken) fiir Riistungs~
zwecke ausgeben, aber nur ebenfalls 300 Millionen im ganzen Jahr fiir
Schulsubventionen, etwa drei Viertel dieser Summe fiir die Beseitigung
der Elendsquartiere in den Stidten, fiir die Erstellung billiger Volks-
wohnungen und fiir den Wohnungsbau auf dem Lande, wiederum kaum
300 Millionen fiir &ffentliche Gesundheitspflege und nur wenig mehr

1 Das kiirzlich verdffentlichte amerikanische Weiflbuch iiber China glaubt bereits
feststellen zu miissen: «Die weilen Armeen sind von den roten nicht im Kampfe ge~
schlagen worden (?); sie sind zerfallen, weil ihren Soldaten der Wille zum Kampf
gefehlt hat, tros ihrer weit iiberlegenen, von den Vereinigten Staaten gelieferten Aus~
riistung.»
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fiir die Elektrifizierung lindlicher Gebiete — alles, wie gesagt, aufs ganze
Jahr gerechnet. Und schliefilich stellt sich fiir Amerika die furchtbarste
Frage von allen: Ist es nicht vorzuzichen, eine Entscheidung gegeniiber
der Sowjetunion zu suchen, solange die Erfolgsaussichten fiir einen Krieg
noch giinstig stehen? Mit andern Worten: Liegt die beste Lésung aller
Schwierigkeiten nicht in einem frisch-fréhlichen Praventivkrieg?

Das ist, von der politisch-militirischen Seite her gesehen, die Reali-
tat, mit der sich die Politiker des Europarates zu beschiftigen hitten
und iiber die sie hinauszukommen bemiiht sein miifiten, wenn ihnen
wirklich daran gelegen wire, ein unabhdngiges Europa zu begriinden,
das nicht einem Zusammenstofd der beiden Superweltmichte zum Opfer
fallen kdnnte?.

Piliiget ein Neues! Von der wirtschaftlichen und sozialen Seite

her stellt sich die Lage mit dhnlicher Klarheit.
Hier ist die grofle Tatsache die, daf} sich der westeuropiische Kapitalis~
mus, der schon durch den ersten, noch mehr aber durch den zweiten
Weltkrieg aufs tiefste erschiittert worden war, teils mit amerikanischer
Hilfe, teils aus eigener Kraft (oder besser: dank der Schwichlichkeit der
Gegenkrifte), wiederaufzurichten im Begriffe steht. Und doch ist die
Annahme, dafl Westeuropa irgendwie wieder seine biirgerlich-kapita~
listische Vorkriegslebensform zuriickgewinnen kdnne, phantastischer Un~
sinn, ist ein im eigentlichen Sinne reaktiondrer, auf die Zuriickdrehung
des Rades der Geschichte gerichteter, kurzschliissiger Gedanke. Wie der
Amerikaner Scott Nearing («World Events», Sommerheft 1949) zutref-
fend bemerkt, geht diese ganze Restaurationspolitik von einer Reihe
falscher Voraussetungen aus:

«Wirtschaftlich hat Westeuropa nicht mehr die dazu nétigen Hilfsquellen, be~
sonders nicht koloniale Hilfsquellen und koloniale Arbeitskrifte.

Politisch hat Westeuropa nicht die Mittel, um eine veraltete und durch den Krieg
ruinierte Ausriistung mit Kapitalgiitern zu ersefen und gleichzeitig seinen Plag im
Wettlauf um die Herstellung der mechanischen Einrichtungen fiir die moderne Krieg~
fihrung zu behaupten.

Geschichtlich versinnbildlicht Westeuropa eine iiberholte Gesellschaftsform, zu
der Erbmonardhie, individuelles Geschiftsunternehmertum, Konkurrenzkampf um per~
sdnlichen Gewinn, persdnliches Ansehen und persdnliche Macht gehéren, und die auf
dem Unterbau einer niedrigen Lebenshaltung kolonialer Millionen beruht.

Erfahrungsmiflig hat die auf die westeuropdische Kulturform begriindete Politik
zu einer Reihe kostspieliger Katastrophen gefiihrt und wird zu weiteren fithren. Krise,
Kolonialrevolte, Krieg und soziale Revolution sind logischerweise im Gefolge einer
Weltpolitik aufgetreten, die auf der westeuropiischen Kulturform beruhte... Solche
Miflerfolge und Katastrophen kdnnen nur einen Sinn haben: die westliche Lebensform

2 Stoff zu solcher Arbeit finden sie beispielsweise in der wertvollen Studie,
welche die amerikanischen Qudker kiirzlich unter dem Titel « Amerikanisch~russische
Bezichungen. Einige konstruktive Erwdgungen» herausgegeben haben. (29 Seiten; zu
beziehen vom American Friends Service Committee, 20 South 12th Street, Philadelphia,
Pennsylvania.) Es wird auf die darin gemachten Vorschlige zuriikzukommen sein.
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des kapitalistischen Imperialismus ist zu Ende. Ihre Wiederbelebung ist ebenso un~
wahrscheinlich, wie es die Wiederbelebung des Feudalismus in Westeuropa nach der
Franzdsischen Revolution war.» _ ‘

Die Baumeister eines Vereinigten Europas miifiten sich dieses Sach~
verhalts klar bewufit sein, wenn sie nicht «umsonst bauen» wollen. Sie
miifiten auch wissen, dafl ein Westeuropa, das seine Wirtschafts~ und
Gesellschaftsverfassung nicht rasch und tiefgreifend umgestaltet, im
besten Falle nur ein Anhingsel und Ausbeutungsfeld des spatkapitali~
stischen Amerikas sein wird. Sie miifiten insbesondere wissen, dafl ohne
eine solche Umgestaltung auch der Verzicht auf die nationalen Sou~
verinititen nicht an sich schon ein entscheidender Fortschritt wire. «Das
hitlerische Europa», so schreibt J.-M.Domenach im Pariser «Esprits,
«war kein Fortschritt. Europa besteht aus etwas anderem als aus der
einfachen Zusammenzihlung seiner Souveranititen. Sein Gesicht, seine
Gréfle, sein Elend verdankt es dem Kapitalismus, der in ihm entstanden
ist und den es in alle Linder der Welt exportiert hat. Féderiert man es,
ohne es umzugestalten, so hélt man voriibergehend nur den europiischen
Kapitalismus in einem Zustande des Verfalls fest, worin er einen vor-
{ibergehenden Aufschwung nur um den Preis eines politischen und
menschlichen Riickschritts nihme, von dem uns die Faschismen eine
Ahnung geben, und richtet ein befestigtes Bollwerk im Dienste Amerikas
gegen die Sowjetunion auf. Das ist nicht der Weg des Friedens oder der
Freiheit, und es ist nicht der Weg Europas. Wenn das etwa der Plan
von Militirs oder ehrgeizigen Geschiftsleuten ist, so ist das weiter nur
normal; wenn man aber in den Augen gutgliubiger Menschen etwas als
Revolution ausgibt, was das Gegenteil einer solchen ist, so ist das einfach
ein Skandal.»

Magen sich die Akteure des Europarates das wohl gesagt sein Jassen!
Médgen die Fortschrittlicheren unter ihnen, mdgen vor allem die dem
Sozialismus verpflichteten Politiker in~ und auflerhalb der Straflburger
Organisation ihre Krifte riidkhaltlos in den Kampf fiir die sozialistische
Neuordnung Westeuropas und gegen die Wiederherstellung eines
gegenrevolutiondren Kapitalismus werfen, wie sie von den Churdhill,
Paul Reynaud, van Zeeland, de Gasperi und den andern Vorkimpfern
dieser Europabewegung jetst betrieben wird, statt diesen Kampf entweder
iiberhaupt nicht ernsthaft oder dann doch geldhmt durch eine verhingnis~
volle Zusammenarbeit — in der Innen~ wie in der AuBenpolitik — mit
den kapitalistischen Kriften zu fithren! Frankreich, Belgien®, Holland,

3 In Belgien ist jetit, nach fast zweimonatigem Markten, wenigstens ein einiger~
maflen handlungsfihiges Kabinett zustande gekommen, da die Liberalen, offenbar um
eine konsequente Fortfithrung der kapitalistischen Restaurationspolitik zu ermdglichen,
den Christlichsozialen in der Kdnigstrage gewisse Zugestindnisse gemacht haben, die
sie bisher stets abgelehnt hatten. Das hat es den Sozialisten erleichtert, in die Oppo~
sition zu gehen und das Volk zum Widerstand gegen jeden Versuch aufzurufen, durch
die Riickberufung Leopolds eine Ara verschirfter Reaktion einzuleiten.
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die nordischen Linder, Westdeutschland, Osterreich — sie bdten alle
reichste Gelegenheit zu solchem Kampf, nicht zuletit auch Italien, das
mit seiner verwahrlosten, einseitig entwickelten und dazu kriegszerriit~
teten Industrie, seiner primitiv-feudalen Agrarverfassung, seinem ge-~
sellschaftlichen Schmarotsertum und seiner raschen Bevélkerungszunahme
(alljahrlich um 400 000 Menschen) aus Massennot und Arbeitslosigkeit
auch dann nicht herauskdme, wenn es sich wieder in Kriegsriistung und
koloniale Expansion hineinstiirzte. Daran #ndern auch alle vom Aus~
land her unternommenen Ankurbelungsversuche nichts. «Im politischen
wie im wirtschaftlichen Bereichs, so stellt Basil Davidson am Schlufl
einer wohlbelegten Aufsagreihe im ,New Statesman® fest, «scheinen die
Lehren die gleichen zu sein: dafl die amerikanische Intervention und
der Marshallplan die Wiederauferstehung und Belebung Italiens nicht
zuwege gebracht, sondern nur eine gesellschaftliche Ordnung und Struk-
tur gestiit haben, weldhe die tiberquellenden Krifte dieses fruchtbaren
und erfinderischen Volkes nicht mehr auszubeuten oder auch nur im
Zaum zu halten vermag, sondern sie scharf zuriickschneiden und ein~
engen mufl, um sich iiberhaupt zu halten. Ohne diese Intervention und
alles, was sie bedeutet, wire der Weg zu neuen und positiven Entwick~
Jungen freigelegt worden.»

Was aber England betrifft, so verfolgen wir mit Beklemmung die in
unserer letsten Rundschau geschilderten Bemiihungen der Labourregie~
rung, sich den Folgen ihrer Verstrickung in das amerikanische Macht~
system zu entziehen und der wirtschaftlichen und sozialen Krisenerschei~
nungen Herr zu werden, die sie jetst so hart bedringen. In einem Lon-
doner Brief, den wir im Johannesburger «Socialist Forums lesen, fafit
Mary Klopper die Lage gut zusammen, wenn sie schreibt:

<Hinter all diesen Stérungen auf industriellem Gebiet steht das Grundproblem
der gemischten Wirtschaft. Sie mufl entweder weitergetrieben werden und in stindigem
Fortschreiten zum vollen Sozialismus den privaten Sektor ,aufessen‘ oder aber immer
mehr Zugestindnisse an die kapitalistische Industrie im privaten Sektor machen und
schliefilich ihre eigenen Errungenschaften in der Neuverteilung des Einkommens, in
den sozialen Diensten und so fort wieder vernichten, den nationalisierten Sektor auf
eine Art Staatskapitalismus hinunterdriickend. Die britische Labourbewegung hat sich,
zur Macht gekommen, vor dieses Problem gestellt gesehen und ist auf die zweite
Verhaltenslinie hereingefallen... Es scheint mir, dafl dies das Problem eines jeden
Versuchs ist, den demokratischen Sozialismus mit den Mitteln der politischen Bour~
geoisdemokratie zu schaffen ... Aber noch ist Leben in dem alten Hund, und die Frage,
die bald geldst werden muf, ist, ob dieses Leben in die Oberschichten der Partei hinein
duxc'ldlbreéilen und eine wirkliche und radikale politische Erneuerung erzwingen kann
und wird.»

Die deutsche Drohung Es ist angesichts dieser ganzen Sachlage

nur ein Ausdruck berechtigten Selbst-
schutstrebens, wenn sich die Labourregierung dem Straflburger Europa-
rat gegeniiber sehr vorsichtig, ja beinahe mifitrauisch zeigt. Und wenn
etwas sie in dieser Haltung zu bestirken geeignet ist, dann sollte es der
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Gedanke an den Zusammenhang der Europafrage mit der deutschen
Frage sein, sind doch die beiden Probleme so eng ineinander verschlun~
gen, daf} eine Auflssung des einen ohne die Entwirrung des andern
schlechterdings unméglich erscheint.

Worin besteht denn das deutsche Problem? Fiir alle praktischen
Zwedke doch zunichst vor allem in der Weiterexistenz eines aggres~
siven, radikalen Nationalismus und Imperialismus. Die schwere mora~
lische Erkrankung, die diese an der Oberfliche nur politisch aussehende
Erscheinung darstellt, hat zwar in Deutschland auch das anderwirts
liberal gewordene Biirgertum und dann fast noch heftiger die Arbeiter~
schaft erfafit, aber ihren eigentlichen Sits hatte sie urspriinglich doch in
der Geisteshaltung und Interessenlage der verbiindeten Klassen der
Grofigrundbesiser und Industriekapitalisten samt der mit ihnen ver~
schwigerten Offiziers~ und Beamtenkaste. Das entscheidende Mittel zur
Uberwindung des deutschen Kerniibels hitte darum die radikale Ent-
machtung der feudal-kapitalistischen Herrenschicht und die griindlichste
Sauberung der Beamtenschaft aller Stufen und Zweige, eingeschlossen
Schule und Kirche, sein miissen. Gerade das aber geschah nach dem
Zusammenbruch des Dritten Reiches sowenig wie nach der Niederlage
des wilhelminischen Kaiserreiches. Die niemals gewagte deutsche Revo~
lution erfolgte auch jetit wieder nicht. Im Gegenteil: es erfolgte die,
wenn auch vorerst nur «kalte», Gegenrevolution, die immer offener und
kithner durchgefithrte Wiederherstellung der alten gesellschaftlichen Ord-
nungen, ja eine eigentliche Renazifizierung des &ffentlichen Lebens und
namentlich des ganzen westdeutschen Staatsapparates — alles unter den
Augen und weithin mit Billigung oder gar Mitwirkung der westalliierten
Besesungsmichte, die damit eben Westdeutschland am sichersten als
Verbiindeten im Kampfe gegen die Sowjetunion und den Kommunismus
gewinnen zu kdnnen hofften. Dieser Kampf wurde ja jett, nach dem
Zwischenspiel mit Hitler, aufs neue zum groflen Thema der westméacht-
lichen Weltpolitik, und ihm zuliebe durfte man schon ein Auge gegen-~
iber dem Wiederaufleben frechsten nazistischen Ungeistes zudriicken,
wenn man damit auch seinen Anspruch auf eine aus moralischen Griinden
erwachsene Gegnerschaft gegen den Kommunismus vollends verwirkte
und diese Motivierung des antisowjetischen Kreuzzuges endgiiltig als
Zwedkliige enthiillt wurde®.

4 'Wer immer noch behauptet, es sei die besondere Verruchtheit der Kommunisten,
daB sie die schlechten Mittel durch den guten Zweck geheiligt werden lassen, der be~
denke einen Augenblick, was unlingst der britische Labourabgeordnete Crofiman im
. Riickblick auf die westalliierte Kriegfihrung gegen Deutschland schrieb: «Churdhill
war durch den totalen Krieg in all seinen Auflerungen, eingeschlossen die politische
Kriegfithrung, fasziniert. Wie Roosevelt weigerte er sich, iiber den Sieg hinaus auf
die Friedensprobleme zu schauen, die sich aus der Annahme von Methoden wie die
Flichenbombardierung und die Bewaffnung aller und jeder, die zum Kampf gegen die
Hunnen bereit waren, ergeben mufiten. Worunter wir heute leiden, das ist die vallige
moralische Gleichgiiltigkeit, welche die englisch~amerikanische Kriegfithrung zum

396



Die kiirzlichen Wahlen zum westdeutschen Bundestag fiigen sich aufs
natiirlichste in dieses Gesamtbild ein. Sie kennzeichnen sich ja durch zwei
Hauptziige:

1. Der Wahlkampf spielte sich in einer Atmosphire iiberhisten Na-
tionalismus’ ab, wobei die wiisten demagogischen Ausschreitungen der
Sozialdemokraten und Kommunisten besonders widerwirtig anmuten
mufiten. Der Spezialerfolg, den sich die Parteien der Zuflersten Rechten
holten, ist im Hinblick auf diese allgemeine Erscheinung ganz unwesent-
lich und darf nicht dazu verleiten, die sogenannten demokratischen Par~
teien wegen ihrer angeblichen MaBigung und Reife irgendwie zu be-~
lobigen. Man verfiele damit in die gleiche verhiingnisvolle Tauschung
iber den wirklichen Geisteszustand des deutschen Volkes wie in den
Jahren zwischen den beiden Weltkriegen, wo man im Ausland auch
vollig die Tatsache ignorierte, dafl in der Gesinnung der erdriickenden
Mehrheit der Deutschen gegeniiber der Zeit vor 1914 kein entscheiden~
der Wandel eingetreten war, und man sich den wunderlichsten Illu~
sionen {iber den Pazifismus und Demokratismus der Weimarer Parteien
hingab — bis einer staunenden Welt die Einsicht aufdimmerte, dafl
80 Prozent des «nationalen» Programms der Hitlerbewegung (Bekamp-~
fung der «Schuldliige», Abschiittelung des «Versailler Schandvertrages»,
militdrische Wiederaufriistung, Zuriidkgewinnung der alten Grenzen,
Annexion Osterreichs und des Sudetenlandes, Ziichtigung Polens, Zer~
schmetterung des bolschewistischen Rufilands usw.) auch das Programm
des «gemifigts nationalistischen Deutschlands iiberhaupt waren. Gebe
man sich doch unerbittlich Rechenschaft davon, dafl auch heute noch, und
heute erst recht wieder — weil namlich das deutsche Kriegsunternehmen
zum zweitenmal mit einer Katastrophe statt mit dem erhofften Sieg ge~
endet hat und Deutschland auf Grunde dessen durch die alliierten Machte
besetst ist —, das deutsche Volk als Ganzes von jener Gesinnung erfiillt
ist, die das Erzeugnis der oft beschriebenen Fehlentwicklung der deut-
schen Geschichte und des deutschen Geistes seit den Preuflenk&nigen
tiber Bismardc und Wilhelm II. bis auf Hitler ist. Von einer Erkenntnis
des falschen Weges, den Deutschland — um nicht bis auf die gewaltsame
Kolonisierung des slawischen Ostens, auf Luther und den Bauernkrieg
zuriickzugehen — mindestens in den verflossenen 150 Jahren gegangen

Zwecke der Besiegung Hitlers zur Schau trug, eine Gleichgiiltigkeit, die sowohl die
Wahl teuflischer Mittel als die Bereitschaft zur Miflachtung vertraglicher Verpflich~
tungen gegeniiber kleineren Machten wie Polen einschlof. Um einen totalitiren Staat
zu zerstdren, sanken wir fast auf dessen eigenes Niveau herunter und urteilten dann
dessen Fithrer als Verbrecher gegen die Menschlichkeit abl!»> («New Statesmans,
13, 8. 1949.) Was erst recht fiir die Kriegfiihrung gegen Japan gilt: Hiroshima und
Nagasaki! Und das gleiche Schicksal wie den beiden japanischen Stidten bereitet
man jept kaltbliitig den russischen Stidten und Menschen vor, zu deren Ausrottung
eben jedes Mittel gut sei, auch der Priventiv~-Atomkrieg, den in England selbst M3nner
von (frither) so liberaler Geistesart wie Lord Russell, F. W. Voigt und John Middleton
Murry predigen!
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ist, und von einer inneren Bereitschaft zur Abkehr von diesem Weg ist
im deutschen Volk auch heute noch, von verhiltnismafig engen Kreisen
abgesehen, kaum eine Spur zu bemerken; jede Regung der Selbsteinkehr
und Gewissenserforschung wird vielmehr von dem leidenschaftlichen
Willde(n, in erster Linie die Siinden der andern anzuprangern, vdllig
erstickt.

2. Soweit im Wahlkampf die Frage nach der kiinftigen wirtschaft-
lichen und sozialen Gestaltung Deutschlands eine Rolle gespielt hat,
haben die Wihler und Wihlerinnen den auf amerikanische Hilfe speku-
lierenden und ihrer auch besonders wiirdigen biirgerlich-konservativen
Parteien weitaus den Vorzug gegeben, insbesondere den Christlich~
Demokraten und den Freien Demokraten (denn Demokraten sind sie
alle, alle...), wihrend die Sozialdemokraten deutlich zuriidkgedringt
und die Kommunisten gar schwer aufs Haupt geschlagen wurden. (Sie
bekamen noch 6 Prozent der Gesamtstimmen gegen 9 Prozent, die sie
bei den Landerwahlen erhalten hatten; die Sozialdemokraten 28 Prozent
gegen damals 35 Prozent.) Begreiflich darum, dafl der amerikanische
Auflenminister Acheson befriedigt feststellen konnte, die Wahlergeb-
nisse seien «ein Beweis des Willens des deutschen Volkes, seine wirt-
schaftlichen Schwierigkeiten auf dem Wege des freien Unternehmer~
tums zu l8sen», wihrend die nationalistische Stimmung in Westdeutsch~
land «nicht weiter zu beunruhigen brauches, da sie «eine durchaus nor~
male Erscheinungs darstelle.

Was geschiecht nun aber weiter mit Deutschland? Wahrscheinlich
werden die Bemithungen, Westdeutschland wirtschaftlich und politisch
mit den Westmichten gleichzuschalten, in verstirktem Mafle fortgesetst
werden. Die Aufnahme Westdeutschlands in den Europarat wird sicher
erfolgen, sobald der neue Staat formlich gebildet und eine verhandlungs~
fahige Regierung da sein wird. Dariiber hinaus sind offenbar schon ziem~
lich weitgediehene Bestrebungen im Gange, um eine Verstindigung der
konservativ-reaktiondren Krifte Frankreichs — Industrie, Finanz, Gene~
ralstab usw. — mit den entsprechenden Kreisen Westdeutschlands herbei-
zufithren, als Erginzung der Arbeitsgemeinschaft, die schon jett zwi~
. schen den westdeutschen und den amerikanischen Kapitalmachten be-~
steht. Der leidtragende Teil wird dabei vor allem England sein, das sich
auf dieser Linie immer mehr aus dem europiischen Festland hinaus-
gedringt sihe und auch auf seinen iiberseeischen Mirkten gegen eine
neue, mit niedrigen LShnen arbeitende deutsche Konkurrenz anzu-
kimpfen haben wird. Und dann werden eben insbesondere auch immer
stirker die Wiederaufriistung Deutschlands und die endgiiltige Zichung
der deutschen Ostgrenzen in den Vordergrund treten, Fragen, die zu
stellen und zu erdrtern die Deutschen gewifl nicht miide werden. Ein
sozialistisches England wird dadurdr in eine hdchst ungemiitliche Lage
kommen.

Kurz, die Umsténde, unter denen der neue westdeutsche Staat ge-~
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boren wird, passen ausgezeichnet zu dem Bild, das Westeuropa jetit als
Ganzes bietet. Von der «Dritten Kraft», die Westeuropa darstellen soll,
ist je langer, je weniger die Rede. Statt zwischen amerikanischem Kapi-
talismus und russischem Kommunismus einen demokratischen Sozial?s—-
mus zu entwickeln, organisiert sich Westeuropa, mit entscheidender
Nachhilfe Amerikas, immer ausgesprochener auf neukapitalistisch~
biirgerlicher Grundlage. Bezeichnend dafiir ist, dall nach den Kommu-
nisten nun immer folgerichtiger auch die Sozialdemokraten aus den
Regierungskoalitionen ausgeschaltet und in die (wenn auch noch so
zahme) Opposition gedringt werden; in Belgien ist das, wie oben ver~
merkt, bereits geschehen (zum erstenmal seit 1925), in Frankreich scheint
es bevorzustehen, in Westdeutschland kommt eine Beteiligung der
Sozialdemokraten an der kiinftigen Regierung {iberhaupt nicht in Frage;
und wie lange wird es gehen, dal auch Labour-England, das immer
mehr zum Fremdk&rper in einem kapitalistischen Europa wird, einem
konservativen England weichen mufl? Auflen~ und militarpolitisch sind
die Staaten Westeuropas, mit Einschlul Grofbritanniens, auf jeden Fall
schon vor der Unterzeichnung des Atlantikpaktes, ein Bestandteil des
gegen die Sowjetunion und den Kommunismus gerichteten amerikani-
schen Weltsystems geworden, statt sich als Puffer zwischen die beiden
groflen Machtbldcke einzuschieben und so deren Zusammenprall zu ver-
hindern. |

Wie wird sich aber die Sowjetunion zu dieser ganzen Entwicklung
stellen? Wird sie, als Gegenzug gegen die Bildung der westdeutschen
Regierung, nun ihrerseits zur Schaffung eines ostdeutschen Vasallen~
staates schreiten? Oder wird sie sich umgekehrt an Ostdeutschland des-
interessieren, um die ernste Gefihrdung ihrer eigenen Existenz abzu-~
wenden, die sich aus einer Vertiefung der Zweiteilung Deutschlands
und einer entsprechenden Verschirfung des West-Ost-Gegensages er-
geben miifite? Die Mdglichkeit ist tatsichlich keineswegs ausgeschlossen —
und in der amerikanischen «Monthly Reviews (Juli 1949) wird sie von
Paul M. Sweezy bereits. offen erdrtert —, dafl die Russen in der Uber~
zeugung, Westdeutschland sei ja vorerst doch dem Kapitalismus und
Imperialismus verfallen, Ostdeutschland unter gewissen Bedingungen
rdumen und versuchen werden, ein geeinigtes national-kapitalistisches
Deutschland irgendwie gegen den Westblock auszuspielen, also die west~
liche Einheitsfront gegen die Sowjetunion zu sprengen. Man hitte es
dann einerseits mit einer Fortsetzung der politischen Strategie zu tun,
die Moskau dieses Friihjahr zu seinem Riickzug im Kampf um Berlin
gefithrt hat, anderseits mit einer Wiederholung des schon mit dem
Rapallovertrag von 1922 und namentlich mit dem Stalin-Hitler-Pakt
von 1939 unternommenen Versuchs, Deutschland aus seiner Verbindung
mit der antisowjetischen Weltfront zu I8sen und dadurch die Aussichten
von Rufilands eigenem Uberleben zu erhdhen.

Aber wiirde eine solche Rechnung, falls sie die Leiter der Sowjet~
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politik wirklich anstellten, zulest auch stimmen? Das ist hchst unsicher.
Sicher ist zunichst nur, daf ein russischer Riickzug aus Ostdeutschland,
wie schon der russische Riickzug in Berlin, aufs neue als Erfolg der west-
michtlichen Drudk~ und Drohpolitik, und zwar diesmal in gewaltigstem
Ausmaf, erscheinen und zur energischen Fortseung dieser Politik bis
zur erhofften ginzlichen Kapitulation Moskaus ermutigen wiirde. Véllig
unsicher aber wiren die Vorteile, die eine einseitige Raumung Ost~
deutschlands der Sowjetunion bringen kénnte. Denn wie grof} auch die
Gegensitse sein mdgen, die sich in Zukunft zwischen einem wieder in -
die Hohe gekommenen, industriell-kapitalistisch konkurrenzfihigen und
militdrisch wiederaufgeriisteten Deutschland einerseits und den West~
michten anderseits entwickeln kdnnten — der entscheidende Gegensafs
wird zulet immer derjenige zwischen der kommunistischen und der
antikommunistischen Welt sein. Und wie stark auch die Wirtschafts~
beziehungen sein mdgen, die zwischen einem geeinigten Deutschland
und den Ostblodklindern gekniipft wiirden, so unvermeidlich wire es,
dafl dadurch der deutsche Drang nach Osten erst recht gewedkt und der
Versuch, Hitlers Programm der Unterwerfung der slawischen Linder
unter das deutsche Herrenvolk zu erfiillen, ein zweites Mal unternom~
men wiirde — wiederum wie bis 1939 gefdrdert, diesmal vielleicht sogar
militirisch unterstiist von den Westmidhten unter Vorantritt Amerikas,
das fiir den groflen Schlag gegen Ruflland schon heute vollstindig ge~
riistet ist. Werden sich die Sowjets wirklich auf eine Spekulation ein~
lassen, die derartige furchtbare Méglichkeiten ersffnet? Und haben die
Westmichte gleichfalls kein Auge fiir das Schicksal, das auch ihnen
droht, wenn sie, wie das Dritte, so nun auch ein Viertes Reich wiederum
nach Osten abzulenken und zum «lesten Kampfs gegen die Sowjet~
union und den Weltkommunismus einzuseen suchen?

Balkan und Naher Osten Gedimpfter als in Mitteleuropa,

aber deswegen nicht weniger zih,
geht der Kampf zwischen West~ und Ostblock auf dem Balkan und im
Nahen Osten vor sich. Ein mehr und mehr an Bedeutung gewinnendes
Frontstiick ist dabei Jugoslawien geworden, gegen das die Sowjetunion,
" unterstlist von den {ibrigen Kominformlindern, einen <kalten Krieg»
fithrt, der in seiner Gehissigkeit und Leidenschaftlichkeit schon nahe an
offene militirische Feindseligkeit heranreicht — mit den Westmichten
als lachenden Dritten und den Bruderkampf klug nihrenden Zuschauern.
Moskau hat dabei gewif8 einigen berechtigten Grund zur Beschwerde
gegen Belgrad; die junge jugoslawische Volksrepublik ist unter Titos
eigenwilliger Fithrung sowohl bei ihrem Industrialisierungs~ und Sozia~
lisierungswerk als auch in ihrer Auflenpolitik zuweilen gewifl ihre be-~
sonderen Wege gegangen, iiber deren Richtigkeit man in guten Treuen
streiten mag. Aber dafl sie sich nicht einfach in das vom Kreml aus
zentralistisch dirigierte System der Ostblodkpolitik einzwingen 1afit und
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auch im Verhiltnis zur Sowjetunion und zu den andern osteuropiischen
Lindern einem verniinftigen sozialistischen Féderalismus huldigt, ist ihr
gutes Recht und kann ihr nicht als selbststichtiger Nationalismus aus-
gelegt werden. Und daf Jugoslawien gar aus grundsiglicher Sowjet-
feindschaft handle und sich mit der geheimen Absicht trage, ins westlich~
kapitalistische Lager hiniliberzuwechseln, das ist einfach eine groteske
Unwahrheit; es ist ja erst die planmifige Bekimpfung und Boykottie-
rung Jugoslawiens durch die Kominformstaaten gewesen, die Jugo~
slawien um seiner Selbsterhaltung willen gezwungen hat, sich wirt~
schaftspolitisch mit dem Westen, besonders mit Amerika, zu verstin~
digen, eine Wendung, die der Natur der Sache nach freilich nicht ohne
Folgen audh fiir Jugoslawiens diplomatische und auflenpolitische Haltung
bleiben kann. Wenn man also in Moskau diese selbstverschuldete Ent-
widklung jett dazu beniiit, um triumphierend den «offenen Verrat»
Jugoslawiens festzustellen, das «<aus dem Lager des Sozialismus und der
Demokratie desertiert und in das Lager des auslindischen Kapitals und
der Reaktion iibergegangens sei, und um das russisch-jugoslawische
Biindnis in aller Form als dahingefallen zu erkliren, so ist das ein un-~
wiirdiges, verdchtliches Spiel, bei dem nur die westlich~kapitalistische
- Welt gewinnen kann. Aber wie soll dieser Konflikt {iberhaupt noch

friedlich-schiedlich gelsst werden kdnnen, ohne dafl die eine oder die
andere Partei dabei ihr Gesicht verliert?

Mittlerweile scheinen in Griechenland die Streitkrifte der Wider~
standsbewegung, die von «titoistischen Verritern» gesiubert worden
sind und von Jugoslawien aus auch keine Hilfe mehr bekommen, der
Ubermacht der amerikanisch finanzierten und ausgeriisteten Regierungs-~
truppen langsam zu erliegen. Anderseits gehen die Terrorprozesse gegen
die Partisanen und ihre Freunde mit maschinenmifliger Grausambkeit
weiter, meistens mit summarischen und — nach den uns bekannten Einzel~
fillen zu schlieflen — emp&rend willkiirlichen Todesurteilen endend. Und
wenn dann der letite Widerstandskimpfer in den Bergen iiberwiltigt,
der letste Helfer der Partisanen im Lande hingerichtet sein wird, so wird
man in den Lindern des gesitteten Westens einen neuen Sieg der Frei~
heit und der Menschenrechte {iber kommunistische Despotie und Un-
menschlichkeit feiern und die Richtigkeit und Niiglichkeit der amerika~
nischen Intervention in hohen Ténen preisen. O Freiheit, wie viele Ver~
brechen werden in deinem Namen noch veriibt werden! Nur bilde sich
niemand ein, dafl mit der Niederschlagung der Widerstandsbewegung
das wahre Problem Griechenlands auch nur von ferne geldst sein werde!
Lediglich die offene Auflehnung gegen das korrupt~ungerechte Regiment,
das in Athen gefithrt und von Washington (und London!) aus gestiitst
wird, wird unterdriickt, nicht aber dieses Regiment selber reformiert sein.
Ja seine Nutsniefler und Triger werden sich dann erst recht fest im
Sattel fithlen und nicht den mindesten Grund einsehen, warum es in
Griechenland irgendwie anders werden oder gar der vorne sieghaft ab~
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gewehrte «<Kommunismus» hintenherum doch noch Eingang finden solle.
Das wird die schliefliche Hauptwirkung der militirischen Liquidierung
der — auch in unserer Schweizer Presse — verachtlich als «Banden» be~
zeichneten Widerstandskdmpfer sein.

Neben dem gegenrevolutioniren Griechenland ist die Hauptstiie
des Westblodks im Nahen Osten die nicht minder fiir Freiheit und Men~
schenrechte glithende Tiirkei. Wie es in diesem Lande tatsichlich aus~
sicht, davon gibt uns ein niichtern~eindrucksvolles Bild ein Bericht, den
der bisherige, aber nun kaltgestellte tiirkische Korrespondent der «New
York Timess, Aslan Humbaraci, im «New Statesmans erstattet. Der
Verfasser vergleicht das in Ankara herrschende politische System ohne
Z3gern mit den verfaulenden Diktaturen in Griechenland und Kuomin~
tang~China. Prasident Indnii, so stellt er fest, schalte und walte, gestiitst
auf eine ungesund aufgeblihte Armee und Polizei, im Namen einer
Schicht feudaler Grundbesiser und habgieriger Geschiftemacher als un~
umschrinkter Despot. «<Kein Sultan iibertraf ihn in der Beherrschung
der Kunst des Regierens durch Terror und Intrige.» Die durch eine so~
genannte Demokratische Partei markierte parlamentarische Opposition
ist auf alle Fille blofler Schein, der auf die Wirkung im unwissenden
Ausland hin berechnet ist. Wirklicher Widerspruch oder gar Widerstand
wird griindlichst erstickt; Presse und Universitit sind mit dem Regie~
rungskurs gleichgeschaltet; die beiden ehemaligen sozialistischen Parteien
wie auch die meisten Gewerkschaften sind lingst unterdriickt. Trots den
amerikanischen Hilfsgeldern ist der Staatshaushalt zerriittet und die
Volkswirtschaft geldhmt. Wihrend von den Staatsausgaben im laufen-
den Jahre — sie betragen insgesamt 125 Millionen Pfund Sterling — 50
Millionen von der Verwaltungsbiirokratie, 30 Millionen von der Armee
und 9 Millionen von der Polizei verschlungen werden, fallen fiir die
Landwirtschaft nicht einmal 4 Millionen und fiir Sozialfiirsorge sowie
Volksgesundheit kaum 5 Millionen ab. An Tuberkulose sterben, bei
einer Bevdlkerung von 19 Millionen, alljahrlich etwa 100 000 Menschen;
die Kindersterblichkeit betrigt rund 400 000 Fille, groflenteils als Folge
von Untererndhrung und schlechten Wohnungsverhiltnissen. Was bei
dem gegenwirtigen Regime fiir das gewdhnliche Volk herauskommen
diirfte, das ist, so fafit Humbaraci zusammen, «nicht die Stirkung der
demokratischen Einrichtungen oder die Herstellung wirtschaftlicher Sta~
bilitat, wie das Prasident Truman ihm verheiflen hat, sondern der Ver~
kauf der nationalen Naturschitse an das amerikanische Finanzkapital
durch eine politisch und moralisch bankrotte Regierungs.

Etwas Ahnliches scheint auch in Syrien im Gange gewesen zu sein,
wo der bisherige Staatsprasident Zaim durch einen Staatsstreich um
Macht und Leben kam, weil er als Vertrauensmann des Gesandten Keeley
den amerikanischen Petrolinteressenten hérig geworden war und bereits

einen Vertrag iiber die Legung einer Rohrleitung durch Syrien mit der
Arabisch~Amerikanischen Olgesellschaft unterzeichnet hatte. Hinter den
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neuen Herren soll insbesondere britisches Kapital und britischer Einflufs
stehen, zum Leidwesen der Franzosen, die ihr hergebrachtes Ansehen
in Syrien neuerdings gemindert sehen, aber auch der Agypter, die von
dem Umschwung in Damaskus eine Bedrohung ihrer eigenen Stellung
innerhalb der Arabischen Liga befiirchten, wihrend man in Transjor~
danien und im Irak — die beide zur andern arabischen Gruppe gehdren —
dariiber umgekehrt recht erfreut ist. Ein furchtbares Durcheinander von
Madht~, Geld~ und Nationalinteressen, das sich bei dieser Gelegenheit
offenbart!

Cordon sanitaire um China? Offen zusammengebrochen ist
die amerikanische Interventions~
politik im Fernen Osten. Das stellt nunmehr — wenngleich nicht mit
diesen Worten — auch das grofle Weiflbuch der amerikanischen Regie~
rung iiber die Beziechungen der Vereinigten Staaten zu China wihrend
der letsten hundert Jahre fest, das die innere Verderbtheit des Kuo~
mintangregimes schonungslos enthiillt, freilich nicht ohne wider alle
bekannten Tatsachen, aber ganz im Geiste des landldufigen Antikom-~
munismus, zu behaupten, das chinesische Volk werde jetst «von einer
Partei im Interesse eines fremden Imperialismus ausgebeutet> (das
konnte man mit viel mehr Recht von der Kuomintang sagen!), und zu
versichern, Amerika werde alle Bestrebungen unterstiisen, die darauf
gerichtet seien, «das fremde Joch abzuschiitteln», das nun China auf~
erlegt werde. Eine véllige Umkehrung des wahren Sachverhalts! Wie
verstindnislos man in den mafigebenden amerikanischen Kreisen dem
Geschehen in China gegeniibersteht, sicht man auch aus dem anschei~
nend dort gewilzten Plan, einen «cordon sanitaire» um das neue China
herum zu ziehen, der von Japan iiber die Philippinen und Indochina
bis nach Indien reichen solle, wobei sich die Vereinigten Staaten zu
diesem Zwecke von der UNO kurzerhand ein «Mandat» iiber die zu
China gehdrige grofle Insel Formosa geben lassen wiirden. Es handelt
sich dabei zwar nicht um ein Militirbiindnis, wie es der von Tschiang
Kai-Shek propagierte Pazifikbund darstellen wiirde, sondern nur um
eine wirtschaftlich-politische Kampforganisation, deren Kosten freilich
ebenfalls Amerika in erster Linie zu tragen hitte. Aber abgesehen
davon, ob die Vereinigten Staaten dafiir wirklich bedeutendere Summen
zu opfern bereit wiren — sie kénnten das h&chstens unter Kiirzung der
Wirtschafts~ und Riistungshilfe an Europa tun —, ist es fraglich, ob bei
diesem Grofiboykott Japan mitmachen wiirde, das auf den Handel mit
China unter allen Umstinden angewiesen bleibt, ob Indochina dafiir zu
gewinnen wire (die Franzosen werden dort nicht ewig Meister sein),
und namentlich ob Indien gewillt ist, sich aus seiner mehr oder weniger
neutralen Stellung zwischen den Bldcken heraus auf diesen nicht un~
gefihrlichen Weg locken zu lassen.
Audh Indiens innere Lage ist ja wirklich alles andere eher als ge-
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festigt. Nach der Gewinnung der dufleren Unabhingigkeit ist der «Kon~
grefl», der bis dahin der sozusagen iiberparteiliche Triger der nationalen
Bewegung gewesen war, rasch und offen zu der politischen Organisation
des kapitalistischen Biirgertums geworden, der er im Grunde schon im~
mer gewesen war. Die Regierung wird jedenfalls — trots Nehru — von
den groflen Besits~ und Erwerbsinteressen des Landes beherrscht und
entfremdet sich dadurch immer mehr die Arbeiter~ und Bauernbevdlke~
rung, deren jammervolle materielle Lage durchgreifend zu verbessern
sie weder die Kraft noch den Willen hat. Der daraus erwachsenden so~
zialen Girung weil} sie nur mit Gewaltmitteln, mit Freiheitsbeschrin~
kungen und Zensurmafinahmen, mit Streikbruch und Verfolgungen zu
begegnen. Dafl die kommunistische Bewegung unter diesen Umstinden
rasch um sich greift, kann nicht verwundern; bezeichnend, daf} bei einer
im Juni erfolgten Parlamentsersatgwahl in Kalkutta zur Bestiirzung der
«Ordnungsparteien> der linksradikale Chandra Bose mit 19 000 Stim~
men den Kandidaten der Kongrefipartei, der es nur auf 5800 Stimmen
brachte, miihelos zu schlagen vermochte. Bemerkenswert ist aber auch,
daf} die Sozialistische Partei Indiens ihre volle Unabhingigkeit gegen~
iber dem Kongrefl erklirt und unter einer moralisch hochstehenden
Fiihrerschaft bereits namhafte Wahlerfolge in verschiedenen Grofistadten
errungen hat. Indien bedarf nun einmal aufs dringendste einer griind~
lichen wirtschaftlichen und sozialen Umgestaltung; sperren sich die biir~
gerlichen Schichten weiter dagegen, so wird die Opposition eben in
zunehmendem Mafle revolutiondr-gewalttitigen Charakter annchmen,
wiahrend der Kongrefl zu einer konservativ-gegenrevolutioniren Partei
zu erstarren droht, die mehr und mehr die Ziige der chinesischen Kuo~
mintang annihme.

Unterdessen vollzieht sich die Katastrophe des alten Chinas in be~
schleunigtem Tempo. Kanton, die Hauptstadt Stidchinas, ist in dem
Augenblick, da wir schreiben, von den Regierungsbehérden schon fast
ganz geriumt, und die in Eilmirschen anriidkenden kommunistischen
Armeen werden in verhiltnismafig kurzer Zeit wohl auch den Rest
der noch von den «nationalens Streitkriften gehaltenen Teile des Riesen~
reichs in ihrer Hand haben. Welche Kurzsichtigkeit und Kleinlichkeit,
aber auch welche Anmaflung, die Elementarkrifte, die sich in diesem
gewaltigen Aufstand der getretenen und beleidigten Massen entladen,
mit duflerlichen Machtmitteln unterdriicken und die Freiheitsbewegung,
die in China durchgebrochen ist, am Ubergreifen auch auf andere Ge~
biete Asiens verhindern zu wollen, wo shnliche Ursachen auch shnliche
Wirkungen haben werden! Ein grofler geschichtlicher Augenblick hat
wieder ein jammerlich kleines Geschlecht gefunden — wenigstens in der
Welt der Herrschenden und Besisenden. M3chten doch die Vlker selbst
sich der ungeheuren Aufgabe einigermaflen gewachsen zeigen, die ihrer
da wartet!

25, August 1949. , Hugo Kramer.
404



	Weltrundschau : vereinigtes Europa? ; Pflüget ein Neues! ; Die deutsche Drohung ; Balkan und Naher Osten ; Cordon sanitaire um China?

